AVUSPNETZ

Messstellenvertrag

(Messstellenbetreiber — Anschlussnutzer)

Zwischen

AVU Netz GmbH

An der Drehbank 18

58285 Gevelsberg

— nachfolgend ,,Messstellenbetreiber genannt —
und

<Name, Adresse des Anschlussnutzers bzw. Anlagenbetreibers>

— nachfolgend ,,Anschlussnutzer* genannt —

— gemeinsam auch ,,Parteien“ genannt —

wird flr den Messstellenbetrieb mit modernen Messeinrichtungen oder intelligenten
Messsystemen am Zéhlpunkt des Anschlussnutzers nachfolgender Vertrag geschlossen:
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Praambel

Das Messstellenbetriebsgesetz (MshG) verpflichtet den grundzustandigen
Messstellenbetreiber gemé&R 88§ 29 ff. in den dort genannten Fallen zum Einbau von
intelligenten Messsystemen bzw. modernen Messeinrichtungen; auch die Messentgelte sind
vom Gesetzgeber im Rahmen sog. Preisobergrenzen vorgegeben worden. Der
Messstellenbetreiber ist nach diesem Vertrag fiir den Messstellenbetrieb zustéandig, soweit der
Anschlussnutzer geméaR 8 5 MsbG bzw. der Anschlussnehmer geméRl § 6 MsbG keinen
Dritten mit der Durchfiihrung des Messstellenbetriebs beauftragt hat. Sofern beim
Anschlussnutzer durch den Messstellenbetreiber ein intelligentes Messsystem oder eine
moderne Messeinrichtung eingebaut wird, sieht 8 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Alt. 1 MsbG den
Abschluss eines Messstellenvertrages zwischen Messstellenbetreiber und Anschlussnutzer
vor, der die gegenseitigen Rechte und Pflichten der Parteien bei der Durchfiihrung des
Messstellenbetriebs regelt (vgl. § 10 MsbhG).

Vor diesem Hintergrund treffen die Parteien folgende Vereinbarung:

81 Vertragsgegenstand; Messstellenbetrieb

(1) Mitdieser Vereinbarung regeln die Parteien umfassend die zwischen ihnen bestehenden
Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Durchfiihrung des Messstellenbetriebs
fiir Elektrizitat mit intelligenten Messsystemen oder modernen Messeinrichtungen
(nachfolgend gemeinsam als ,,intelligente Messtechnik* bezeichnet) an Messstellen
eines Zahlpunkts. Die in diesem Vertrag verwendeten Begriffe entsprechen den
Begriffsbestimmungen aus 8§ 2 MsbG; erganzend gelten diejenigen des 8 3 EnWG.

(2) Der Messstellenbetreiber ist fir den Anschlussnutzer als grundzustandiger
Messstellenbetreiber geméaR § 3 Abs. 1 MshG tatig. Der Messstellenbetrieb umfasst
dabei folgende Aufgaben:

a) Einbau, Betrieb und Wartung der Messeinrichtungen und Messsysteme sowie
Gewadhrleistung einer mess- und eichrechtskonformen Messung entnommener,
verbrauchter und eingespeister Elektrizitat einschlieRlich der
Messwertaufbereitung und form- und fristgerechten Dateniibertragung nach
Mal3gabe des MshG,

b) technischer Betrieb der Messstelle einschliellich der form- und fristgerechten
Datendbertragung nach MaRRgabe des MsbG,

c) die Durchfiihrung der Smart-Meter-Gateway-Administration sowie

d) die Erfillung weiterer Anforderungen, die sich aus dem MsbG oder aus zu diesem
erlassenen Rechtsverordnungen sowie auf deren Grundlage erlassener,
vollziehbarer regulierungsbehdrdlicher Anordnungen ergeben.

(3) Die vom Messstellenbetreiber eingebaute intelligente Messtechnik steht in seinem
Eigentum. Der Einbau erfolgt lediglich voriibergehend und nur zum Zweck der
Durchfiihrung dieses Vertrags. Nach Beendigung des Vertrags ist der
Messstellenbetreiber zum Ausbau berechtigt.

82 Anforderungen an die Messstelle

(1) Der Messstellenbetreiber bestimmt im Rahmen der Anforderungen des MsbG Art, Zahl
und GroRe von Mess- und Steuereinrichtungen. Der Netzbetreiber bestimmt den
Anbringungsort der Mess- und Steuereinrichtungen.
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Mess- und Steuereinrichtungen missen den mess- und eichrechtlichen Vorschriften, den
Anforderungen des MsbG, den aufgrund des MsbG erlassenen Rechtsverordnungen und
regulierungsbehdérdlichen VVorgaben sowie den von dem fir die Messstelle des
Anschlussnutzers zustandigen Netzbetreiber einheitlich fur sein Netzgebiet
vorgesehenen technischen Mindestanforderungen gendigen.

Fur Mess- und Steuereinrichtungen sind vom Anschlussnehmer Z&hlerplatze nach den
anerkannten Regeln der Technik unter Beachtung der Anforderungen der Technischen
Anschlussbedingungen des Netzbetreibers vorzusehen. Der Anschlussnutzer wird im
Rahmen seiner Mdglichkeiten darauf hinwirken, dass der Anschlussnehmer seine
Pflichten aus Satz 1 erfullt.

Ausstattung von Messstellen mit intelligenter Messtechnik
Der Messstellenbetreiber wird im Rahmen seiner gesetzlichen Verpflichtungen

a) bei Letztverbrauchern mit einem Jahresstromverbrauch Gber 6.000 kWh sowie bei
solchen Letztverbrauchern, mit denen eine Vereinbarung nach § 14a EnWG
besteht,

b) bei Betreibern von Erzeugungsanlagen nach dem EEG bzw. dem KWKG mit einer
installierten Leistung von mehr als 7 kW

Messstellen an diesen Zahlpunkten mit intelligenten Messsystemen ausstatten, sofern
dies nach § 30 MsbG technisch mdglich und nach § 31 Abs. 1 und 2 MsbG
wirtschaftlich vertretbar ist.

Der Messstellenbetreiber ist berechtigt

a) Dbei Letztverbrauchern mit einem Jahresstromverbrauch bis einschlief3lich 6.000
kWh,

b) bei Betreibern von Erzeugungsanlagen nach dem EEG bzw. KWKG Neuanlagen
mit einer installierten Leistung tber 1 kW bis einschlielich 7 kW

Messstellen an diesen Zahlpunkten mit intelligenten Messsystemen auszustatten, sofern
dies nach § 30 MsbG technisch mdéglich und nach § 31 Abs. 3 MsbG wirtschaftlich
vertretbar ist.

Soweit nach dem MsbG nicht die Ausstattung einer Messstelle mit intelligenten
Messsystemen vorgesehen ist und soweit dies nach § 32 MsbG wirtschaftlich vertretbar
ist, ist der Messstellenbetreiber berechtigt, Messstellen an Zahlpunkten von
Anschlussnutzern mindestens mit modernen Messeinrichtungen auszustatten.

Messwerterhebung und -aufbereitung

Die Messung entnommener Elektrizitat und die Messung von Strom aus Anlagen nach
dem EEG oder KWKG richtet sich nach § 55 MshG.

Vorbehaltlich abweichender Regelungen nach § 60 Abs. 2 Satz 2 MsbG ist der
Messstellenbetreiber gemél § 60 Abs. 1 bzw. Abs. 2 Satz 1 MsbG zur
Messwertaufbereitung (Plausibilisierung, Ersatzwertbildung, Archivierung) verpflichtet.
Unter Plausibilisierung und Ersatzwertbildung sind rechnerische VVorgange zu
verstehen, die ausgefallene Messwerte oder Messwertreihen berbriicken oder
unplausible Messwerte korrigieren. Ersatzwerte werden nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik gebildet.
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Bereitstellung von Energieverbrauchswerten

Bei Messstellen mit intelligentem Messsystem wird der Messstellenbetreiber dem
Anschlussnutzer die in § 61 Abs. 1 MsbG genannten Informationen uber eine
Anwendung in einem Online-Portal, das einen geschiitzten individuellen Zugang
ermoglicht, innerhalb von 24 Stunden zur Verfugung stellen.

Bei Messstellen mit modernen Messeinrichtungen kann der Anschlussnutzer die
Informationen aus 8 61 Abs. 3 MsbG sowie seine historischen tages-, wochen-, monats-
und jahresbezogene Energieverbrauchswerte fiir die letzten 24 Monate sowie den
tatsachlichen Energieverbrauch und die tatsdchliche Nutzungszeit an der modernen
Messeinrichtung einsehen.

Standard- und Zusatzleistungen des Messstellenbetriebs mit intelligenter
Messtechnik

Die Standardleistungen bei der Durchfiihrung des Messstellenbetriebs mit intelligenter
Messtechnik ergeben sich aus § 35 Abs. 1 MsbG.

Leistungen, die Gber die Standardleistungen gemal § 6(1) hinausgehen
(Zusatzleistungen), bietet der Messstellenbetreiber gegen gesondertes Entgelt an. Die
jeweils angebotenen Zusatzleistungen vertffentlicht der Messstellenbetreiber im
Internet, derzeit unter www.avu-netz.de. Der Anschlussnutzer beauftragt
Zusatzleistungen beim Messstellenbetreiber per E-Mail an die Adresse info-MSB@avu-
netz.de. Die weitere Abwicklung stimmen die Parteien bilateral ab.

Sofern Messstellen an Zahlpunkten des Anschlussnutzers mit intelligenten
Messsystemen ausgestattet sind, wird der Messstellenbetreiber dem Anschlussnutzer
gemaR § 35 MsbG im Rahmen der vorhandenen technischen Kapazititen das Smart-
Meter-Gateway flr Standard- und Zusatzleistungen zur Verfugung stellen und den dafir
erforderlichen technischen Betrieb — bei Zusatzleistungen gegen angemessenes Entgelt
—ermdglichen. Die Entgelte ergeben sich aus dem im Internet verdffentlichten
Preisblatt, derzeit unter www.avu-netz.de.

Entgelte

Fur den Messstellenbetrieb nach diesem Vertrag zahlt der Anschlussnutzer unter
Bericksichtigung von 8 31 Abs. 5 MsbG fiir jeden Z&hlpunkt gesondert ein Entgelt. Die
Entgelte werden vom Messstellenbetreiber unter Berticksichtigung der in 88 31 und 32
MsbG gesetzlich vorgegebenen Preisobergrenzen festgelegt und ergeben sich aus dem
im Internet verdffentlichten Preisblatt, derzeit unter www.avu-netz.de. Satz 1 gilt nicht,
soweit und solange der Lieferant des Anschlussnutzers die Entgelte mit
schuldbefreiender Wirkung flr den Anschlussnutzer an den Messstellenbetreiber zahit.

Die Entgelte nach § 7(1) sind Jahresentgelte. Abrechnungszeitraum ist das
Kalenderjahr. Im Falle eines unterjahrigen Ein- oder Auszugs des Anschlussnutzers
sowie einer unterjahrigen Inbetriebnahme oder Stilllegung des Z&hlpunkts erfolgt die
Berechnung des Entgelts anteilig.

Zahlungsbestimmungen

Samtliche Rechnungsbetrage werden zwei Wochen nach Zugang der
Zahlungsaufforderung, Abschlage zu dem vom Messstellenbetreiber nach billigem
Ermessen (8 315 BGB) festgelegten Zeitpunkt fallig.

Bei einem verspéateten Zahlungseingang sind die Parteien berechtigt, Verzugszinsen
gemal den gesetzlichen Regelungen zu berechnen. Die Geltendmachung eines
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weitergehenden Verzugsschadens bleibt vorbehalten. Der Messstellenbetreiber ist
berechtigt, bei Zahlungsverzug des Anschlussnutzers angemessene MaRnahmen zur
Durchsetzung seiner Forderung zu ergreifen; fordert der Messstellenbetreiber erneut zur
Zahlung auf oder lasst der Messstellenbetreiber den Betrag durch einen Beauftragten
einziehen, stellt der Messstellenbetreiber dem Anschlussnutzer die dadurch
entstandenen Kosten pauschal in Rechnung. Die Hohe der Pauschalen ist auf den
Internetseiten des Messstellenbetreibers unter www.avu-netz.de veroffentlicht. Auf
Verlangen des Anschlussnutzers ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die
pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf den nach dem
gewohnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden nicht Gbersteigen. Dem
Anschlussnutzer ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden
oder wesentlich geringer als die Hohe der Pauschalen.

Einwande gegen die Richtigkeit der Rechnung berechtigen zum Zahlungsaufschub oder
zur Zahlungsverweigerung nur, soweit die ernsthafte Moglichkeit eines offensichtlichen
Fehlers besteht.

Gegen Forderungen der jeweils anderen Partei kann nur mit unbestrittenen oder
rechtskraftig festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht fir
Anspriiche des Anschlussnutzers gegen den Messstellenbetreiber aufgrund vollstandiger
oder teilweiser Nichterfullung oder mangelhafter Erfullung der Pflicht zum
Messstellenbetrieb im Sinne von § 1(2).

Vorauszahlung

Der Messstellenbetreiber kann vom Anschlussnutzer fir Zahlungsanspriiche aus diesem
Vertrag Vorauszahlungen verlangen, wenn der Anschlussnutzer mit einer Zahlung aus
dem Vertrag in nicht unwesentlicher Hohe in Verzug ist, wenn der Anschlussnutzer
innerhalb eines Zeitraums von zwolf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerét, ein
friherer Messstellenvertrag zwischen dem Messstellenbetreiber und dem
Anschlussnutzer in den letzten zwei Jahren vor Abschluss dieses Vertrages vom
Messstellenbetreiber wirksam auBRerordentlich gekiindigt worden ist oder wenn nach
den Umsténden des Einzelfalls Grund zu der Annahme besteht, dass der
Anschlussnutzer seinen Zahlungsverpflichtungen ganz oder teilweise nicht oder nicht
rechtzeitig nachkommt.

Die Hohe der Vorauszahlung bemisst sich nach dem Entgelt, das der Anschlussnutzer
gemaR § 7 fur den Messstellenbetrieb zu zahlen hat. Die Vorauszahlung wird mit der
jeweils ndchsten vom Anschlussnutzer nach diesem Vertrag zu leistenden Zahlung
verrechnet. Das Verlangen der VVorauszahlung ist gegenlber dem Anschlussnutzer in
Textform zu begriinden.

Der Messstellenbetreiber hat das Bestehen eines begriindeten Falles im Sinne des § 9(1)
jahrlich, friihestens ein Jahr ab der ersten VVorauszahlung, zu Gberprifen. Der
Anschlussnutzer kann eine Einstellung der VVorauszahlungsregelung friihestens nach
zwei Jahren fordern, sofern kein begriindeter Fall im Sinne des § 9(1) mehr vorliegt und
innerhalb der vorangegangenen zwei Jahre die Zahlungen des Anschlussnutzers
fristgerecht und in voller Hohe eingegangen sind. Der Messstellenbetreiber bestatigt
dem Anschlussnutzer, wenn die VVoraussetzungen fiir die VVorauszahlung nicht mehr
bestehen. Die Pflicht zur Vorauszahlung endet mit Zugang der Bestatigung.
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Messgerateverwender; Nachprufung der Messeinrichtung

Der Messstellenbetreiber ist im Hinblick auf die Durchfiihrung des Messstellenbetriebs
Messgeréteverwender im Sinne des Eichrechts und verantwortlich fur die Einhaltung
aller sich dafiir aus dem Eichrecht ergebenden Anforderungen und Verpflichtungen.

Der Anschlussnutzer kann jederzeit eine Nachpriifung der an seiner Messstelle
installierten Messeinrichtungen verlangen. Stellt der Anschlussnutzer den Antrag auf
Nachprifung nicht beim Messstellenbetreiber, sondern als Befundpriifung nach § 39 des
Mess- und Eichgesetzes (MessEG) bei einer Eichbehdrde oder einer staatlich
anerkannten Prifstelle im Sinne des 8 40 Abs. 3 MessEG, so hat der Anschlussnutzer
den Messstellenbetreiber zugleich mit der Antragstellung zu benachrichtigen. Ergibt die
Befundprifung, dass eine Messeinrichtung nicht verwendet werden darf, so tragt der
Messstellenbetreiber die Kosten der Nachprufung, sonst der Anschlussnutzer. Die
sonstigen Maglichkeiten zur Durchfiihrung einer Befundprifung nach § 39 MessEG
bleiben unberihrt.

Ergibt eine Priifung einer Messeinrichtung eine Uberschreitung der eichrechtlichen
Verkehrsfehlergrenzen oder ist die GroRe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen
oder zeigt eine Messeinrichtung Messwerte nicht an, so ermittelt der
Messstellenbetreiber die Messwerte fir die Zeit seit der letzten fehlerfreien
Messwerterhebung gemaR 8 71 Abs. 3 MshG entweder aus dem Durchschnitt des ihr
vorhergehenden und des der Beseitigung des Fehlers nachfolgenden
Messwerterhebungszeitraums oder aufgrund des auf die letzte fehlerfreie
Messwerterhebung bezogenen Vorjahreswertes durch Schatzung, soweit keine
Parallelmessung vorhanden ist, deren Messwerte ausreichende Verlasslichkeit bieten.

Zutrittsrecht; Storung der Messeinrichtung

Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit
einem Ausweis versehenen Beauftragten des Netzbetreibers, des Messstellenbetreibers
oder des Messdienstleisters den Zutritt zum Grundstiick und zu seinen Radumen zu
gestatten, soweit dies fur die Prifung der technischen Einrichtungen und
Messeinrichtungen, zum Austausch der Messeinrichtung, auch anlésslich eines
Wechsels des Messstellenbetreibers, zur Ablesung der Messeinrichtung oder zur
Unterbrechung des Anschlusses und der Anschlussnutzung erforderlich ist. Die
Benachrichtigung kann durch Mitteilung an die jeweiligen Anschlussnehmer oder -
nutzer oder durch Aushang an oder im jeweiligen Haus erfolgen. Im Falle der Ablesung
der Messeinrichtungen muss die Benachrichtigung mindestens drei Wochen vor dem
Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten.

Der Anschlussnutzer hat dafiir Sorge zu tragen, dass die Messstelle zugéanglich ist.
Wenn der Anschlussnutzer den Zutritt unberechtigt verweigert oder behindert, stellt der
Messstellenbetreiber dem Anschlussnutzer die dadurch entstandenen Kosten in
Rechnung.

Bei Stérung, Beschadigung oder Verlust der Messeinrichtung hat der Anschlussnutzer
den Messstellenbetreiber unverziiglich telefonisch oder per
E-Mail zu informieren (Tel. 02332 / 73 80 0, E-Mail: info-MSB@avu-netz.de).

Storungen und Unterbrechungen des Messstellenbetriebs

Soweit die Durchfuhrung des Messstellenbetriebs durch unvorhersehbare Umstande, auf
die die Parteien keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem angemessenen
technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesondere
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héhere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Arbeitskampfmalinahmen,
hoheitliche Anordnungen), wesentlich erschwert oder unmaglich ist, ruhen die
Verpflichtungen beider Parteien aus diesem Vertrag solange, bis die Hindernisse
beseitigt sind.

Der Messstellenbetrieb kann auBerdem unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme
betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Der Messstellenbetreiber unternimmt alle
zumutbaren Anstrengungen, die Stérung unverziglich zu beheben. Bei planbaren
Unterbrechungen beriicksichtigt er die Interessen des Anschlussnutzers angemessen und
wird eine beabsichtigte Unterbrechung oder sonstige Einschrankung des
Messstellenbetriebs rechtzeitig vorher in geeigneter Weise bekannt geben. Bei kurzen
Unterbrechungen ist er zur Unterrichtung nur verpflichtet, wenn der Anschlussnutzer
zur Vermeidung von Schéaden auf eine ununterbrochene Stromzufuhr angewiesen ist
und dies dem Messstellenbetreiber unter Angabe von Griinden schriftlich mitgeteilt hat.
Eine Unterrichtung kann entfallen, wenn sie

a) nach den Umsténden nicht rechtzeitig moglich ist und der Messstellenbetreiber
dies nicht zu vertreten hat oder

b) die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzégern wiirde.

Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, den Messstellenbetrieb sowie die damit
verbundenen Dienstleistungen ohne vorherige Androhung fristlos zu unterbrechen,
wenn die Unterbrechung erforderlich ist,

a) um eine unmittelbare Gefahr fir die Sicherheit von Personen oder Sachen von
erheblichem Wert abzuwenden,

b) um die Anschlussnutzung unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung
von Messeinrichtungen zu verhindern sowie

c) um zu gewahrleisten, dass Stérungen anderer Anschlussnutzer oder stérende
Rickwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter ausgeschlossen
sind.

Bei einem Zahlungsverzug des Anschlussnutzers mit einem Betrag, der mindestens den
nach diesem Vertrag zu zahlenden Entgelten fiir zwei Monate entspricht (mindestens
aber € 20,00) oder bei wiederholtem Zahlungsverzug in dieser Hohe ist der
Messstellenbetreiber berechtigt, den Messstellenbetrieb einzustellen und die
Anschlussnutzung durch den zustandigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen. Die
Einstellung oder Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der Einstellung oder
Unterbrechung aulRer Verhaltnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der
Anschlussnutzer darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen
Verpflichtungen vollumféanglich nachkommt. Dem Anschlussnutzer wird die
Einstellung oder Unterbrechung spatestens vier Wochen vorher angedroht und die
Einstellung oder Unterbrechung der Anschlussnutzung drei Werktage vorher mitgeteilt.
Bei einer Unterbrechung der Anschlussnutzung wird der Messstellenbetreiber fiir den
Fall, dass er nicht selbst der zustdndige Netzbetreiber ist, den Netzbetreiber zu dem in
der Ankiindigung genannten Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu
unterbrechen, wof(r der Netzbetreiber nach den VVorgaben des einheitlichen
Netznutzungsvertrages Strom sechs weitere Werktage Zeit hat. Der Anschlussnutzer
wird den Messstellenbetreiber auf etwaige Besonderheiten, die einer Unterbrechung
zwingend entgegenstehen, unverzuglich hinweisen.

Die Kosten der Einstellung oder Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der
Anschlussnutzung und der Wiederaufnahme des Messstellenbetriebs sind vom
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Anschlussnutzer zu ersetzen. Der Messstellenbetreiber stellt dem Anschlussnutzer die
dadurch entstandenen Kosten des zustandigen Netzbetreibers gemé&l dessen im Internet
veroffentlichten Preisblatt pauschal in Rechnung. Auf Verlangen des Anschlussnutzers
ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach
nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge zu
erwartenden Schaden nicht Gbersteigen. Dem Anschlussnutzer ist zudem der Nachweis
gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Hohe
der Pauschale.

Der Messstellenbetreiber hat die Unterbrechung der Anschlussnutzung und die
Einstellung des Messstellenbetriebs unverziglich aufzuheben bzw. aufheben zu lassen,
sobald die Griinde fir die Einstellung oder Unterbrechung entfallen sind und die Kosten
der Einstellung oder Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Anschlussnutzung
und der Aufnahme des Messstellenbetriebs bezahlt sind.

Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, auf Anweisung des Netzbetreibers, an dessen
Netz der Anschlussnutzer angeschlossen ist, die Anschlussnutzung durch Einstellung
des Messstellenbetriebs zu unterbrechen, soweit der Netzbetreiber dem Anschlussnutzer
gegenuber zur Unterbrechung der Anschlussnutzung berechtigt ist. Dies gilt
entsprechend bei Personenidentitat von Messstellenbetreiber und Netzbetreiber.

Befreiung von der Leistungspflicht; Haftung

Der Messstellenbetreiber ist von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der
Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung unterbrochen hat und
soweit ihm die Durchfiihrung des Messstellenbetriebs dadurch nicht mehr moglich ist.

Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten in der Elektrizitatsversorgung ist
der Messstellenbetreiber, soweit es sich um Folgen einer Stoérung des Netzbetriebes
einschlieBlich des Netzanschlusses handelt, ebenfalls von seiner Leistungspflicht
befreit, soweit ihm die Durchflihrung des Messstellenbetriebs dadurch nicht mehr
maoglich ist. Anspriiche wegen Schéden durch Unterbrechung oder bei
UnregelmaéRigkeiten in der Elektrizitatsversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer
Storung des Netzbetriebs einschlieBlich des Netzanschlusses handelt, gegenuiber dem
Netzbetreiber nach den jeweils geltenden vertraglichen und/oder gesetzlichen
Regelungen geltend zu machen (bei Niederspannungskunden § 18
Niederspannungsanschlussverordnung).

Kommt es aufgrund des Messstellenbetriebs beim Anschlussnutzer zu Schéden durch
Unterbrechung der oder durch UnregelmaRigkeiten in der Anschlussnutzung, gilt fir die
Haftung des Messstellenbetreibers die Regelung der Haftung des Netzbetreibers gemaf
8 18 Abs. 1, Abs. 2 S. 1, Abs. 6 und Abs. 7 Niederspannungsanschlussverordnung vom
01.11.2006 (BGBI. I S. 2477) entsprechend, der folgenden Wortlaut hat:

8 18 Haftung bei Storungen der Anschlussnutzung

(1) Soweit der Netzbetreiber fir Schaden, die ein Anschlussnutzer durch Unterbrechung
oder durch UnregelmaRigkeiten in der Anschlussnutzung erleidet, aus Vertrag,
Anschlussnutzungsverhéltnis oder unerlaubter Handlung haftet und dabei Verschulden

des Unternehmens oder eines Erfullungs- oder Verrichtungsgehilfen vorausgesetzt wird,
wird

1. hinsichtlich eines Vermdgensschadens widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder
grobe Fahrlassigkeit vorliegt,

2. hinsichtlich der Beschadigung einer Sache widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder
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Fahrlassigkeit vorliegt.

Bei Vermogensschaden nach Satz 1 Nr. 1 ist die Haftung fr sonstige Fahrlassigkeit
ausgeschlossen.

(2) Bei weder vorsatzlich noch grob fahrléssig verursachten Sachschaden ist die
Haftung des Netzbetreibers gegenuber seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5.000 Euro
begrenzt.

[-]

(6) Die Ersatzpflicht entfallt flir Schaden unter 30 Euro, die weder vorsatzlich noch
grob fahrlassig verursacht worden sind.

(7) Der geschadigte Anschlussnutzer hat den Schaden unverziglich dem Netzbetreiber
oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen.

Der Messstellenbetreiber wird unverziglich tber die mit der Schadensverursachung
zusammenhéngenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder von
ihm in zumutbarer Weise aufgeklart werden kdnnen und der Anschlussnutzer diese
Auskunft vorher angefordert hat.

In allen tbrigen Haftungsfallen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfullungs- und
Verrichtungsgehilfen fir schuldhaft verursachte Schaden ausgeschlossen, soweit der
Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt wurde; dies gilt
nicht bei Schaden aus der Verletzung des Lebens, des Korpers oder der Gesundheit oder
der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten,
deren Erfiillung die ordnungsgemaRe Durchfuihrung des Vertrags tiberhaupt erst
ermoglicht und auf deren Einhaltung die jeweils andere Partei regelmé&Rig vertrauen darf
(sog. Kardinalpflichten).

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf VVorsatz oder
grober Fahrlassigkeit beruht, beschrankt sich die Haftung auf den Schaden, den die
haftende Partei bei Abschluss des Vertrags als mogliche Folge der Vertragsverletzung
vorausgesehen hat oder unter Berlicksichtigung der Umsténde, die sie kannte oder
kennen musste, hatte voraussehen massen.

Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberihrt.

Ansprechpartner; Kontaktinformationen

Fur den Anschlussnutzer stehen auf Seiten des Messstellenbetreibers die folgenden
Ansprechpartner zur Verfligung:

AVU Netz GmbH, An der Drehbank 18, 58285 Gevelsberg,
Tel. 02332/ 73 — 800, E-Mail info@avu-netz.de

Der Anschlussnutzer wird dem Messstellenbetreiber seine flr die Vertragsabwicklung
erforderlichen Kontaktinformationen (Vorname, Nachname bzw. Firma, ggf.
Registergericht und Registernummer, Anschrift, Telefon-/Mobilnummer und die E-
Mail-Adresse) auf Anforderung binnen 14 Tagen mitteilen.

Anderungen der Kontaktinformationen werden sich die Parteien unverziiglich
gegenseitig in Textform mitteilen.
Vertragsschluss; Vertragsbeendigung; Um- und Auszug

Besteht kein Messstellenvertrag mit dem Anschlussnehmer und hat der Anschlussnutzer
keinen Dritten mit der Durchfiuihrung des Messstellenbetriebs beauftragt, kommt dieser

Seite 9/14



@)

3)

(4)

()

(6)

Vertrag auch ohne Unterzeichnung bereits dadurch zustande, dass der Anschlussnutzer
Elektrizitat aus dem Netz der allgemeinen Versorgung uber einen Zahlpunkt entnimmt.
Fur jeden Z&hlpunkt wird ein separates Vertragsverhaltnis begrindet. Der Vertrag lauft
auf unbestimmte Zeit.

Der Vertrag kann vom Anschlussnutzer mit einer Frist von zwei Wochen gekiindigt
werden. Der Messstellenbetreiber kann den Vertrag ordentlich mit einer Frist von drei
Monaten zum Ende eines Kalendermonats kiindigen,

a) soweit eine Pflicht zur Durchfuhrung des Messstellenbetriebs auf der Grundlage
des MsbG nicht oder nicht mehr besteht oder

b)  soweit gleichzeitig mit der Kiindigung der Abschluss eines neuen
Messstellenvertrags angeboten wird, der den Anforderungen des MsbG entspricht.

Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist auRerordentlich
gekundigt und der Messstellenbetrieb eingestellt werden. Ein wichtiger Grund liegt
insbesondere vor,

a) wenn die andere Partei langer als vierzehn Tage in Folge oder langer als dreiig
Tage innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten von ihren vertraglichen
Verpflichtungen aufgrund héherer Gewalt befreit war, oder

b)  wenn die andere Partei die Erflllung ihrer Vertragspflichten in nicht
unwesentlicher Art und Weise aufgrund einer Vermogensverschlechterung aussetzt
oder dies ankiindigt, oder

c) eine negative Auskunft der Creditreform e.V. insbesondere zu folgenden Punkten
vorliegt: erfolglose Zwangsvollstreckung, erfolglose Pfandung, eidesstattliche
Versicherung zum Vermdgen, Restschuldbefreiung, oder

d) wenn ein Zwangsvollstreckungsverfahren gegen das gesamte Vermogen der
anderen Partei oder eines wesentlichen Teils ihres Vermdégens eingeleitet wurde,
oder

e) wenn gegen wesentliche Bestimmungen dieses Vertrages wiederholt trotz
Abmahnung unter Androhung der Einstellung bzw. Ablehnung des
Messstellenbetriebs verstoRRen wird.

Ein wichtiger Grund liegt fiir den Messstellenbetreiber weiterhin vor,

a)  wenn der Anschlussnutzer mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht
unwesentlicher Hohe in Verzug ist und seiner Zahlungspflicht nicht innerhalb einer
Woche nach Zugang einer Zahlungsaufforderung mit Kiindigungsandrohung
nachkommt,

b)  wenn der Anschlussnutzer ganz oder teilweise trotz Zahlungsaufforderung mit
Kindigungsandrohung innerhalb der vom Messstellenbetreiber gesetzten Frist von
einer Woche eine geschuldete Vorauszahlung nicht leistet oder

c) wenn dem Messstellenbetreiber die Durchfiihrung des Messstellenbetriebs aus
wirtschaftlichen Grinden nicht zumutbar ist.

Im Falle einer Kiindigung aus wichtigem Grund enden die beiderseitigen
Vertragspflichten mit sofortiger Wirkung. Die kiindigende Partei kann in ihrer
Kindigungserklarung einen spateren Endtermin bestimmen.

Die Kundigung bedarf der Textform.

Seite 10/14



7)

(8)

§16
(1)

@)

3)

4)

Ein Um- oder Auszug des Anschlussnutzers beendet diesen Vertrag nicht. Der
Anschlussnutzer ist verpflichtet, dem Messstellenbetreiber jeden Um- oder Auszug
innerhalb einer Frist von zwei Wochen auf das Datum des Um- oder Auszugs unter
Angabe seiner neuen Anschrift in Textform mitzuteilen. Unterbleibt die Mitteilung des
Anschlussnutzers aus Griinden, die dieser zu vertreten hat, und wird dem
Messstellenbetreiber die Tatsache des Um- oder Auszugs auch sonst nicht bekannt, ist
der Anschlussnutzer verpflichtet, dem Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb
weiterhin gemaR § 7 zu verglten, es sei denn, der Messstellenbetreiber ist berechtigt,
die Vergutung flr den Messstellenbetrieb an dem Zahlpunkt von einem anderen
Anschlussnutzer bzw. dem Netznutzer zu fordern.

Der Vertrag endet des Weiteren, wenn der Messstellenbetreiber seine
Grundzustandigkeit durch eine Ubertragung gemaf 88 41 ff. MsbG bzw. durch Abgabe
des Netzbetriebs verliert.

Datenschutz

Verantwortlicher flr die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Sinne der
Européischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ist:

a) AVU Netz GmbH, An der Drehbank 18, 58285 Gevelsberg,
Telefon: 02332 73-800, E-Mail: info@avu-netz.de

Die Datenschutzbeauftragte steht dem Kunden fiir Fragen zur Verarbeitung seiner
personenbezogenen Daten unter der Adresse:

a) AVU Stichwort Datenschutz, An der Drehbank 18, 58285 Gevelsberg,
Tel. 02332-73162, E-Mail: datenschutz@avu-netz.de zur Verfiigung.

Die AVU Netz GmbH verarbeitet personenbezogene Daten des Kunden (insbesondere
die Angaben des Kunden im Zusammenhang mit dem Vertragsschluss) zur
Begrundung, Durchfuhrung und Beendigung von Energieeinspeisevertrégen,
Netzanschlussanfragen, Netzanschlussangeboten, Netzanschlussvertragen oder anderen
Vertrédgen im Zusammenhang mit Tatigkeiten als zustéandiger Verteilnetzbetreiber nach
Art. 6 Abs. 1 b DSGVO zum Zwecke der Direktwerbung und der Marktforschung nach
MaRgabe der einschlégigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen (z. B. des Bundes-
datenschutzgesetzes (BDSG), insbesondere 8 31 BDSG, des Messstellenbetriebs-
gesetzes (MsbG) sowie auf Grundlage der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO),
insbesondere Art. 6 Abs. 1 lit. b) und f).

Grundsatzlich werden Daten direkt aus vom Kunden Uberlassenen Vertragsunterlagen
und Dokumenten erhoben. Gegebenenfalls erhalt die AVU Netz GmbH auch vom
Grund/Ersatzversorger AVU Zahlerstande und weitere Daten. Rechtsgrundlage ist Art.
6 Abs. 1 b DSGVO.

a) Zum Zwecke der Entscheidung tber die Begriindung, Durchfiihrung oder
Beendigung von Netzanschlussangeboten und unter 3. aufgefiihrten Netzvertragen
verarbeitet die AVU Netz GmbH Wahrscheinlichkeitswerte fir das zukinftige
Zahlungsverhalten des Kunden (sog. Bonitats-Scoring); in die Berechnung der
Wahrscheinlichkeitswerte flieBen unter anderem die Anschriftendaten des Kunden
ein. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 f DSGVO.

b) Die AVU Netz GmbH behalt sich zudem vor, personenbezogene Daten tiber
Forderungen gegen den Kunden bei Vorliegen der VVoraussetzungen des § 31
BDSG, Art. 6 lit. b) oder f) DSGVO an Auskunfteien zu Gbermitteln.
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Weiter werden gegebenenfalls im Unternehmensverbund des Dienstleisters zu
Verwaltungszwecken personenbezogene Daten Gbermittelt. Rechtsgrundlage ist Art. 6
Abs. 1 f DSGVO.

Eine Offenlegung der personenbezogenen Daten des Kunden erfolgt — im Rahmen der
genannten Zwecke — ausschlieRlich gegentiber folgenden bevollmachtigten Empfangern
bzw. Kategorien von Empfangern im Rahmen der gesetzlich vorgegebenen
Marktprozesse:

a) Marktpartner nach der GPKE und GeLiGas, MaBiS und GaBiGas,
Messstellenbetreiber und —dienstleister, Ubertragungsnetzbetreiber fiir die
Bilanzierung und Abrechnung von Netzkundenvertragen,
Energieeinspeisevereinbarungen, Netzanschlussherstellung und
Kundenwechselprozesse. Dies gilt auch fur wirtschaftlich sensible Informationen
im Sinne von 8§60 EnWG.

b) Kreditinstitute und Anbieter von Zahlungsdienstleistungen fur Abrechnungen
sowie Abwicklung von Zahlungen. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 b DSGVO.

c) Dienstleister zum Betrieb der IT-Infrastruktur, zum Druck von Abrechnungen und
Kundeninformationsschreiben, sowie zum Vernichten von Akten. auf Basis von
Art. 28 DSGVO.

d)  Offentliche Stellen in begriindeten Fallen (z.B. Sozialversicherungstrager,
Finanzbehdrden, Polizei, Staatsanwaltschaft, Aufsichtsbehorden).

e) Auskunfteien, Kreditversicherer und Scoring-Anbieter fur Bonitatsauskinfte und
Beurteilung des Kreditrisikos. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 b, Art. 6 1 c; Art.
6 Abs. 1 fund DSGVO und § 24 Abs. 1 BDSG neu

f)  Inkasso-Dienstleister und Rechtsanwalte um Forderungen einzuziehen, wobei wir
den Kunden vor der beabsichtigten Ubermittlung in Kenntnis setzen.
Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 f DSGVO

Die personenbezogenen Daten des Kunden werden zur Begriindung, Durchfuhrung und
Beendigung eines Netzkundenvertrages und zur Wahrung der gesetzlichen
Archivierungs- und Aufbewahrungspflichten (z. B. 8 257 HGB, § 147 AO) solange
gespeichert, wie dies fir die Erflllung dieser Zwecke erforderlich ist. Zum Zwecke der
Direktwerbung und der Marktforschung werden die personenbezogenen Daten des
Kunden solange gespeichert, wie ein berwiegendes rechtliches Interesse der AVU Netz
GmbH an der Verarbeitung nach MalRgabe der einschldgigen rechtlichen Bestimmungen
besteht. Ob eine Nutzungsberechtigung nach Vertragsende nicht mehr besteht, wird
regelmaRig tberpriift und bei Wegfall der Berechtigung die Daten nicht mehr
verwendet.

Der Kunde hat gegentiber der AVU Netz GmbH Rechte auf Auskunft, Berichtigung,
Loschung, Einschréankung der Verarbeitung und Datenlbertragbarkeit nach Mal3gabe
der einschlagigen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere nach Art. 15 bis 20
DSGVO.

Der Kunde kann jederzeit der Verarbeitung seiner Daten fur Zwecke der Direktwerbung
und/oder der Marktforschung gegentiber der AVU Netz GmbH widersprechen, dies gilt
auch fur den Fall der Email-Werbung an Vertragskunden auf Basis § 7 Abs. 3 UWG;

Der Kunde hat das Recht, sich bei der zustandigen Aufsichtsbehdrde zu wenden, wenn
er die Verarbeitung seiner Daten durch die AVU Netz GmbH fir unrechtmaliig halt
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oder die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten gegen
datenschutzrechtliche Bestimmungen verstoRt.

Anpassung des Vertrags

Die Regelungen dieses Vertrags beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen
Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. MsbG, EnWG,
MessEG, auf deren Grundlage ergangenen Verordnungen, héchstrichterlichen
Rechtsprechung, Entscheidungen der Bundesnetzagentur). Das vertragliche
Aquivalenzverhiltnis kann nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare Anderungen
der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzesanderungen,
sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits — etwa in der Phase zwischen dem Abschluss
des formlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten — absehbar war), die der
Messstellenbetreiber nicht veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat, in nicht
unbedeutendem Male gestort werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im
Vertrag entstandene Licke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchfiihrung
des Vertrages entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel fiir
unwirksam erklart), die nur durch eine Anpassung oder Ergédnzung zu beseitigen sind.
In solchen Fallen ist der Messstellenbetreiber verpflichtet, diesen Vertrag — mit
Ausnahme der Entgelte — unverziiglich insoweit anzupassen und/oder zu erganzen, als
es die Wiederherstellung des Aquivalenzverhaltnisses von Leistung und Gegenleistung
und/oder der Ausgleich entstandener Vertragsliicken zur zumutbaren Fort- und
Durchfiihrung des Vertragsverhaltnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher
Uberleitungsbestimmungen). Anpassungen dieses Vertrages nach diesem Paragraphen
sind nur zum Monatsersten maéglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der
Messstellenbetreiber dem Anschlussnutzer die Anpassung spatestens sechs Wochen vor
dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der
Anschlussnutzer das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kundigungsfrist zum
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vertragsanpassung zu kiindigen. Hierauf wird der
Anschlussnutzer vom Messstellenbetreiber in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

Streitbeilegungsverfahren

Der Messstellenbetreiber ist verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne
des 8 13 BGB inshesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualitat von Leistungen
des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die die Messung der Energie betreffen,
im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang zu
beantworten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an: AVU Netz GmbH, An der
Drehbank 18. 58285 Gevelsberg Tel.-Nr. 02332 73-800, Fax-Nr. 02332 73-81900, E-
Mail Adresse: info@avu-netz.de

Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle Energie e. V. (Schlichtungsstelle)
nach § 111b EnWG zur Durchfuhrung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn
der Messstellenbetreiber der Beschwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist
abgeholfen hat oder erkléart hat, der Beschwerde nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5
Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) bleibt unberiihrt. Der Messstellenbetreiber
ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die
Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche
Verjéhrung gemaR 8 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte
anzurufen oder ein anderes Verfahren zu beantragen, bleibt unberihrt.

Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V.,
Friedrichstral3e 133, 10117 Berlin, Telefon: 030/2757240-0, Telefax: 030/2757240-69,
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E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de; Homepage: www.schlichtungsstelle-
energie.de.

Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhéltlich Giber den
Verbraucherservice der Bundesnetzagentur flr den Bereich Elektrizitat und Gas,
Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030/22480-500 oder 01805 101000, Telefax:
030/22480-323, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

Verbraucher haben die Mdglichkeit, Gber die Online-Streitbeilegungs-Plattform (OS-
Plattform) der Europaischen Union kostenlose Hilfestellung fir die Einreichung einer
Verbraucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-
Dienstleistungsvertrag sowie Informationen tiber die Verfahren an den
Verbraucherschlichtungsstellen in der Europdischen Union zu erhalten. Die OS-
Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen werden:
http://ec.europa.eu/consumers/odr/.

Ubertragung des Vertrags

Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als
Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfahigen Dritten zu
tibertragen. Eine Ubertragung nach Satz 1 ist dem Anschlussnutzer rechtzeitig im
Voraus mitzuteilen. In diesem Fall hat der Anschlussnutzer das Recht, den Vertrag ohne
Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ubertragung
zu kundigen. Hierauf wird der Anschlussnutzer vom Messstellenbetreiber in der
Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach

8§ 398 BGB sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Ubertragungen im
Sinne des Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Regelung unberihrt.

Schlussbestimmungen

Diese Bedingungen sind abschlieRend. Mindliche Nebenabreden bestehen nicht.

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags unwirksam oder undurchfiihrbar sein oder
werden, so bleibt der Vertrag im Ubrigen davon unberihrt.

Gerichtsstand fur Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuchs, juristische Personen des
offentlichen Rechts und 6ffentlich-rechtliche Sondervermdgen ist ausschlieBlich
Gevelsberg. Das gleiche gilt, wenn der Anschlussnutzer keinen allgemeinen
Gerichtsstand im Inland hat.

AVU Netz GmbH Anschlussnutzer
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	Das Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) verpflichtet den grundzuständigen Messstellenbetreiber gemäß §§ 29 ff. in den dort genannten Fällen zum Einbau von intelligenten Messsystemen bzw. modernen Messeinrichtungen; auch die Messentgelte sind vom Gesetzge...
	§ 1 Vertragsgegenstand; Messstellenbetrieb
	(1) Mit dieser Vereinbarung regeln die Parteien umfassend die zwischen ihnen bestehenden Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Durchführung des Messstellenbetriebs für Elektrizität mit intelligenten Messsystemen oder modernen Messeinrichtungen ...
	(2) Der Messstellenbetreiber ist für den Anschlussnutzer als grundzuständiger Messstellenbetreiber gemäß § 3 Abs. 1 MsbG tätig. Der Messstellenbetrieb umfasst dabei folgende Aufgaben:
	a) Einbau, Betrieb und Wartung der Messeinrichtungen und Messsysteme sowie Gewährleistung einer mess- und eichrechtskonformen Messung entnommener, verbrauchter und eingespeister Elektrizität einschließlich der Messwertaufbereitung und form- und frist...
	b) technischer Betrieb der Messstelle einschließlich der form- und fristgerechten Datenübertragung nach Maßgabe des MsbG,
	c) die Durchführung der Smart-Meter-Gateway-Administration sowie
	d) die Erfüllung weiterer Anforderungen, die sich aus dem MsbG oder aus zu diesem erlassenen Rechtsverordnungen sowie auf deren Grundlage erlassener, vollziehbarer regulierungsbehördlicher Anordnungen ergeben.

	(3) Die vom Messstellenbetreiber eingebaute intelligente Messtechnik steht in seinem Eigentum. Der Einbau erfolgt lediglich vorübergehend und nur zum Zweck der Durchführung dieses Vertrags. Nach Beendigung des Vertrags ist der Messstellenbetreiber zum...

	§ 2 Anforderungen an die Messstelle
	(1) Der Messstellenbetreiber bestimmt im Rahmen der Anforderungen des MsbG Art, Zahl und Größe von Mess- und Steuereinrichtungen. Der Netzbetreiber bestimmt den Anbringungsort der Mess- und Steuereinrichtungen.
	(2) Mess- und Steuereinrichtungen müssen den mess- und eichrechtlichen Vorschriften, den Anforderungen des MsbG, den aufgrund des MsbG erlassenen Rechtsverordnungen und regulierungsbehördlichen Vorgaben sowie den von dem für die Messstelle des Anschlu...
	(3) Für Mess- und Steuereinrichtungen sind vom Anschlussnehmer Zählerplätze nach den anerkannten Regeln der Technik unter Beachtung der Anforderungen der Technischen Anschlussbedingungen des Netzbetreibers vorzusehen. Der Anschlussnutzer wird im Rahme...

	§ 3 Ausstattung von Messstellen mit intelligenter Messtechnik
	(1) Der Messstellenbetreiber wird im Rahmen seiner gesetzlichen Verpflichtungen
	a) bei Letztverbrauchern mit einem Jahresstromverbrauch über 6.000 kWh sowie bei solchen Letztverbrauchern, mit denen eine Vereinbarung nach § 14a EnWG besteht,
	b) bei Betreibern von Erzeugungsanlagen nach dem EEG bzw. dem KWKG mit einer installierten Leistung von mehr als 7 kW

	Messstellen an diesen Zählpunkten mit intelligenten Messsystemen ausstatten, sofern dies nach § 30 MsbG technisch möglich und nach § 31 Abs. 1 und 2 MsbG wirtschaftlich vertretbar ist.
	(2) Der Messstellenbetreiber ist berechtigt
	a) bei Letztverbrauchern mit einem Jahresstromverbrauch bis einschließlich 6.000 kWh,
	b) bei Betreibern von Erzeugungsanlagen nach dem EEG bzw. KWKG Neuanlagen mit einer installierten Leistung über 1 kW bis einschließlich 7 kW

	Messstellen an diesen Zählpunkten mit intelligenten Messsystemen auszustatten, sofern dies nach § 30 MsbG technisch möglich und nach § 31 Abs. 3 MsbG wirtschaftlich vertretbar ist.
	(3) Soweit nach dem MsbG nicht die Ausstattung einer Messstelle mit intelligenten Messsystemen vorgesehen ist und soweit dies nach § 32 MsbG wirtschaftlich vertretbar ist, ist der Messstellenbetreiber berechtigt, Messstellen an Zählpunkten von Anschlu...

	§ 4 Messwerterhebung und -aufbereitung
	(1) Die Messung entnommener Elektrizität und die Messung von Strom aus Anlagen nach dem EEG oder KWKG richtet sich nach § 55 MsbG.
	(2) Vorbehaltlich abweichender Regelungen nach § 60 Abs. 2 Satz 2 MsbG ist der Messstellenbetreiber gemäß § 60 Abs. 1 bzw. Abs. 2 Satz 1 MsbG zur Messwertaufbereitung (Plausibilisierung, Ersatzwertbildung, Archivierung) verpflichtet. Unter Plausibilis...

	§ 5 Bereitstellung von Energieverbrauchswerten
	(1) Bei Messstellen mit intelligentem Messsystem wird der Messstellenbetreiber dem Anschlussnutzer die in § 61 Abs. 1 MsbG genannten Informationen über eine Anwendung in einem Online-Portal, das einen geschützten individuellen Zugang ermöglicht, inner...
	(2) Bei Messstellen mit modernen Messeinrichtungen kann der Anschlussnutzer die Informationen aus § 61 Abs. 3 MsbG sowie seine historischen tages-, wochen-, monats- und jahresbezogene Energieverbrauchswerte für die letzten 24 Monate sowie den tatsächl...

	§ 6 Standard- und Zusatzleistungen des Messstellenbetriebs mit intelligenter Messtechnik
	(1) Die Standardleistungen bei der Durchführung des Messstellenbetriebs mit intelligenter Messtechnik ergeben sich aus § 35 Abs. 1 MsbG.
	(2) Leistungen, die über die Standardleistungen gemäß § 6(1) hinausgehen (Zusatzleistungen), bietet der Messstellenbetreiber gegen gesondertes Entgelt an. Die jeweils angebotenen Zusatzleistungen veröffentlicht der Messstellenbetreiber im Internet, de...
	(3) Sofern Messstellen an Zählpunkten des Anschlussnutzers mit intelligenten Messsystemen ausgestattet sind, wird der Messstellenbetreiber dem Anschlussnutzer gemäß § 35 MsbG im Rahmen der vorhandenen technischen Kapazitäten das Smart-Meter-Gateway fü...

	§ 7 Entgelte
	(1) Für den Messstellenbetrieb nach diesem Vertrag zahlt der Anschlussnutzer unter Berücksichtigung von § 31 Abs. 5 MsbG für jeden Zählpunkt gesondert ein Entgelt. Die Entgelte werden vom Messstellenbetreiber unter Berücksichtigung der in §§ 31 und 32...
	(2) Die Entgelte nach § 7(1) sind Jahresentgelte. Abrechnungszeitraum ist das Kalenderjahr. Im Falle eines unterjährigen Ein- oder Auszugs des Anschlussnutzers sowie einer unterjährigen Inbetriebnahme oder Stilllegung des Zählpunkts erfolgt die Berech...

	§ 8 Zahlungsbestimmungen
	(1) Sämtliche Rechnungsbeträge werden zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung, Abschläge zu dem vom Messstellenbetreiber nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) festgelegten Zeitpunkt fällig.
	(2) Bei einem verspäteten Zahlungseingang sind die Parteien berechtigt, Verzugszinsen gemäß den gesetzlichen Regelungen zu berechnen. Die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens bleibt vorbehalten. Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, ...
	(3) Einwände gegen die Richtigkeit der Rechnung berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur, soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht.
	(4) Gegen Forderungen der jeweils anderen Partei kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des Anschlussnutzers gegen den Messstellenbetreiber aufgrund vollständige...

	§ 9 Vorauszahlung
	(1) Der Messstellenbetreiber kann vom Anschlussnutzer für Zahlungsansprüche aus diesem Vertrag Vorauszahlungen verlangen, wenn der Anschlussnutzer mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Anschlussnutzer i...
	(2) Die Höhe der Vorauszahlung bemisst sich nach dem Entgelt, das der Anschlussnutzer gemäß § 7 für den Messstellenbetrieb zu zahlen hat. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Anschlussnutzer nach diesem Vertrag zu leistenden Zahlung ver...
	(3) Der Messstellenbetreiber hat das Bestehen eines begründeten Falles im Sinne des § 9(1) jährlich, frühestens ein Jahr ab der ersten Vorauszahlung, zu überprüfen. Der Anschlussnutzer kann eine Einstellung der Vorauszahlungsregelung frühestens nach z...

	§ 10 Messgeräteverwender; Nachprüfung der Messeinrichtung
	(1) Der Messstellenbetreiber ist im Hinblick auf die Durchführung des Messstellenbetriebs Messgeräteverwender im Sinne des Eichrechts und verantwortlich für die Einhaltung aller sich dafür aus dem Eichrecht ergebenden Anforderungen und Verpflichtungen.
	(2) Der Anschlussnutzer kann jederzeit eine Nachprüfung der an seiner Messstelle installierten Messeinrichtungen verlangen. Stellt der Anschlussnutzer den Antrag auf Nachprüfung nicht beim Messstellenbetreiber, sondern als Befundprüfung nach § 39 des ...
	(3) Ergibt eine Prüfung einer Messeinrichtung eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung Messwerte nicht an, so ermittelt der Messstellen...

	§ 11 Zutrittsrecht; Störung der Messeinrichtung
	(1) Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Netzbetreibers, des Messstellenbetreibers oder des Messdienstleisters den Zutritt zum Grundstück und zu seinen Räumen zu gestat...
	(2) Der Anschlussnutzer hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messstelle zugänglich ist. Wenn der Anschlussnutzer den Zutritt unberechtigt verweigert oder behindert, stellt der Messstellenbetreiber dem Anschlussnutzer die dadurch entstandenen Kosten in ...
	(3) Bei Störung, Beschädigung oder Verlust der Messeinrichtung hat der Anschlussnutzer den Messstellenbetreiber unverzüglich telefonisch oder per  E-Mail zu informieren (Tel. 02332 / 73 80 0, E-Mail: info-MSB@avu-netz.de).

	§ 12 Störungen und Unterbrechungen des Messstellenbetriebs
	(1) Soweit die Durchführung des Messstellenbetriebs durch unvorhersehbare Umstände, auf die die Parteien keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesonder...
	(2) Der Messstellenbetrieb kann außerdem unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Der Messstellenbetreiber unternimmt alle zumutbaren Anstrengungen, die Störung unverzüglich zu beheben. Bei planbaren...
	a) nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und der Messstellenbetreiber dies nicht zu vertreten hat oder
	b) die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern würde.

	(3) Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, den Messstellenbetrieb sowie die damit verbundenen Dienstleistungen ohne vorherige Androhung fristlos zu unterbrechen, wenn die Unterbrechung erforderlich ist,
	a) um eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Sachen von erheblichem Wert abzuwenden,
	b) um die Anschlussnutzung unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung von Messeinrichtungen zu verhindern sowie
	c) um zu gewährleisten, dass Störungen anderer Anschlussnutzer oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter ausgeschlossen sind.

	(4) Bei einem Zahlungsverzug des Anschlussnutzers mit einem Betrag, der mindestens den nach diesem Vertrag zu zahlenden Entgelten für zwei Monate entspricht (mindestens aber € 20,00) oder bei wiederholtem Zahlungsverzug in dieser Höhe ist der Messstel...
	(5) Die Kosten der Einstellung oder Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Anschlussnutzung und der Wiederaufnahme des Messstellenbetriebs sind vom Anschlussnutzer zu ersetzen. Der Messstellenbetreiber stellt dem Anschlussnutzer die dadurch ent...
	(6) Der Messstellenbetreiber hat die Unterbrechung der Anschlussnutzung und die Einstellung des Messstellenbetriebs unverzüglich aufzuheben bzw. aufheben zu lassen, sobald die Gründe für die Einstellung oder Unterbrechung entfallen sind und die Kosten...
	(7) Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, auf Anweisung des Netzbetreibers, an dessen Netz der Anschlussnutzer angeschlossen ist, die Anschlussnutzung durch Einstellung des Messstellenbetriebs zu unterbrechen, soweit der Netzbetreiber dem Anschluss...

	§ 13 Befreiung von der Leistungspflicht; Haftung
	(1) Der Messstellenbetreiber ist von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung unterbrochen hat und soweit ihm die Durchführung des Messstellenbetriebs dadurch nicht mehr mögl...
	(2) Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversorgung ist der Messstellenbetreiber, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, ebenfalls von seiner Leistungspfl...
	(3) Kommt es aufgrund des Messstellenbetriebs beim Anschlussnutzer zu Schäden durch Unterbrechung der oder durch Unregelmäßigkeiten in der Anschlussnutzung, gilt für die Haftung des Messstellenbetreibers die Regelung der Haftung des Netzbetreibers gem...
	§ 18 Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung
	(1) Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein Anschlussnutzer durch Unterbrechung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Anschlussnutzung erleidet, aus Vertrag, Anschlussnutzungsverhältnis oder unerlaubter Handlung haftet und dabei Verschulden des U...
	1. hinsichtlich eines Vermögensschadens widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt,
	2. hinsichtlich der Beschädigung einer Sache widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder Fahrlässigkeit vorliegt.
	Bei Vermögensschäden nach Satz 1 Nr. 1 ist die Haftung für sonstige Fahrlässigkeit ausgeschlossen.
	(2) Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursachten Sachschäden ist die Haftung des Netzbetreibers gegenüber seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5.000 Euro begrenzt.
	[…]
	(6) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 Euro, die weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursacht worden sind.
	(7) Der geschädigte Anschlussnutzer hat den Schaden unverzüglich dem Netzbetreiber oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen.
	(4) Der Messstellenbetreiber wird unverzüglich über die mit der Schadensverursachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und der Anschlussnutzer diese Auskunft...
	(5) In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; ...
	(6) Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrags als mögliche Folge der Vertragsve...
	(7) Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.

	§ 14 Ansprechpartner; Kontaktinformationen
	(1) Für den Anschlussnutzer stehen auf Seiten des Messstellenbetreibers die folgenden Ansprechpartner zur Verfügung:
	AVU Netz GmbH, An der Drehbank 18, 58285 Gevelsberg,  Tel. 02332 / 73 – 800, E-Mail info@avu-netz.de
	(2) Der Anschlussnutzer wird dem Messstellenbetreiber seine für die Vertragsabwicklung erforderlichen Kontaktinformationen (Vorname, Nachname bzw. Firma, ggf. Registergericht und Registernummer, Anschrift, Telefon-/Mobilnummer und die E-Mail-Adresse) ...
	(3) Änderungen der Kontaktinformationen werden sich die Parteien unverzüglich gegenseitig in Textform mitteilen.

	§ 15 Vertragsschluss; Vertragsbeendigung; Um- und Auszug
	(1) Besteht kein Messstellenvertrag mit dem Anschlussnehmer und hat der Anschlussnutzer keinen Dritten mit der Durchführung des Messstellenbetriebs beauftragt, kommt dieser Vertrag auch ohne Unterzeichnung bereits dadurch zustande, dass der Anschlussn...
	(2) Der Vertrag kann vom Anschlussnutzer mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden. Der Messstellenbetreiber kann den Vertrag ordentlich mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermonats kündigen,
	a) soweit eine Pflicht zur Durchführung des Messstellenbetriebs auf der Grundlage des MsbG nicht oder nicht mehr besteht oder
	b) soweit gleichzeitig mit der Kündigung der Abschluss eines neuen Messstellenvertrags angeboten wird, der den Anforderungen des MsbG entspricht.

	(3) Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist außerordentlich gekündigt und der Messstellenbetrieb eingestellt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,
	a) wenn die andere Partei länger als vierzehn Tage in Folge oder länger als dreißig Tage innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten von ihren vertraglichen Verpflichtungen aufgrund höherer Gewalt befreit war, oder
	b) wenn die andere Partei die Erfüllung ihrer Vertragspflichten in nicht unwesentlicher Art und Weise aufgrund einer Vermögensverschlechterung aussetzt oder dies ankündigt, oder
	c) eine negative Auskunft der Creditreform e.V. insbesondere zu folgenden Punkten vorliegt: erfolglose Zwangsvollstreckung, erfolglose Pfändung, eidesstattliche Versicherung zum Vermögen, Restschuldbefreiung, oder
	d) wenn ein Zwangsvollstreckungsverfahren gegen das gesamte Vermögen der anderen Partei oder eines wesentlichen Teils ihres Vermögens eingeleitet wurde, oder
	e) wenn gegen wesentliche Bestimmungen dieses Vertrages wiederholt trotz Abmahnung unter Androhung der Einstellung bzw. Ablehnung des Messstellenbetriebs verstoßen wird.

	(4) Ein wichtiger Grund liegt für den Messstellenbetreiber weiterhin vor,
	a) wenn der Anschlussnutzer mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist und seiner Zahlungspflicht nicht innerhalb einer Woche nach Zugang einer Zahlungsaufforderung mit Kündigungsandrohung nachkommt,
	b) wenn der Anschlussnutzer ganz oder teilweise trotz Zahlungsaufforderung mit Kündigungsandrohung innerhalb der vom Messstellenbetreiber gesetzten Frist von einer Woche eine geschuldete Vorauszahlung nicht leistet oder
	c) wenn dem Messstellenbetreiber die Durchführung des Messstellenbetriebs aus wirtschaftlichen Gründen nicht zumutbar ist.

	(5) Im Falle einer Kündigung aus wichtigem Grund enden die beiderseitigen Vertragspflichten mit sofortiger Wirkung. Die kündigende Partei kann in ihrer Kündigungserklärung einen späteren Endtermin bestimmen.
	(6) Die Kündigung bedarf der Textform.
	(7) Ein Um- oder Auszug des Anschlussnutzers beendet diesen Vertrag nicht. Der Anschlussnutzer ist verpflichtet, dem Messstellenbetreiber jeden Um- oder Auszug innerhalb einer Frist von zwei Wochen auf das Datum des Um- oder Auszugs unter Angabe seine...
	(8) Der Vertrag endet des Weiteren, wenn der Messstellenbetreiber seine Grundzuständigkeit durch eine Übertragung gemäß §§ 41 ff. MsbG bzw. durch Abgabe des Netzbetriebs verliert.

	§ 16 Datenschutz
	(1) Verantwortlicher für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Sinne der Europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ist:
	a) AVU Netz GmbH, An der Drehbank 18, 58285 Gevelsberg, Telefon: 02332 73-800, E-Mail: info@avu-netz.de

	(2) Die Datenschutzbeauftragte steht dem Kunden für Fragen zur Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten unter der Adresse:
	a) AVU Stichwort Datenschutz, An der Drehbank 18, 58285 Gevelsberg,  Tel. 02332-73162, E-Mail: datenschutz@avu-netz.de zur Verfügung.

	(3) Die AVU Netz GmbH verarbeitet personenbezogene Daten des Kunden (insbesondere die Angaben des Kunden im Zusammenhang mit dem Vertragsschluss) zur Begründung, Durchführung und Beendigung von Energieeinspeiseverträgen, Netzanschlussanfragen, Netzans...
	(4) Grundsätzlich werden Daten direkt aus vom Kunden überlassenen Vertragsunterlagen und Dokumenten erhoben. Gegebenenfalls erhält die AVU Netz GmbH  auch vom Grund/Ersatzversorger AVU Zählerstände und weitere Daten. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 ...
	a) Zum Zwecke der Entscheidung über die Begründung, Durchführung oder Beendigung von Netzanschlussangeboten und unter 3. aufgeführten Netzverträgen  verarbeitet die AVU Netz GmbH Wahrscheinlichkeitswerte für das zukünftige Zahlungsverhalten des Kunde...
	b) Die AVU Netz GmbH behält sich zudem vor, personenbezogene Daten über Forderungen gegen den Kunden bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 31 BDSG, Art. 6 lit. b) oder f) DSGVO an Auskunfteien zu übermitteln.

	(5) Weiter werden gegebenenfalls im Unternehmensverbund des Dienstleisters zu Verwaltungszwecken personenbezogene Daten übermittelt. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 f DSGVO.
	(6) Eine Offenlegung der personenbezogenen Daten des Kunden erfolgt – im Rahmen der genannten Zwecke – ausschließlich gegenüber folgenden bevollmächtigten Empfängern bzw. Kategorien von Empfängern im Rahmen der gesetzlich vorgegebenen Marktprozesse:
	a) Marktpartner nach der GPKE und GeLiGas, MaBiS und GaBiGas, Messstellenbetreiber und –dienstleister, Übertragungsnetzbetreiber für die Bilanzierung und Abrechnung von Netzkundenverträgen, Energieeinspeisevereinbarungen, Netzanschlussherstellung und...
	b) Kreditinstitute und Anbieter von Zahlungsdienstleistungen für Abrechnungen sowie Abwicklung von Zahlungen. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 b DSGVO.
	c) Dienstleister zum Betrieb der IT-Infrastruktur, zum Druck von Abrechnungen und Kundeninformationsschreiben, sowie zum Vernichten von Akten. auf Basis von Art. 28 DSGVO.
	d) Öffentliche Stellen in begründeten Fällen (z.B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden, Polizei, Staatsanwaltschaft, Aufsichtsbehörden).
	e) Auskunfteien, Kreditversicherer und Scoring-Anbieter für Bonitätsauskünfte und Beurteilung des Kreditrisikos. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 b, Art. 6 1 c; Art. 6 Abs. 1 f und DSGVO und § 24 Abs. 1 BDSG neu
	f) Inkasso-Dienstleister und Rechtsanwälte um Forderungen einzuziehen, wobei wir den Kunden vor der beabsichtigten Übermittlung in Kenntnis setzen. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 f DSGVO

	(7) Die personenbezogenen Daten des Kunden werden zur Begründung, Durchführung und Beendigung eines Netzkundenvertrages und zur Wahrung der gesetzlichen Archivierungs- und Aufbewahrungspflichten (z. B. § 257 HGB, § 147 AO) solange gespeichert, wie die...
	(8) Der Kunde hat gegenüber der AVU Netz GmbH Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und Datenübertragbarkeit nach Maßgabe der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere nach Art. 15 bis 20 DSGVO.
	(9) Der Kunde kann jederzeit der Verarbeitung seiner Daten für Zwecke der Direktwerbung und/oder der Marktforschung gegenüber der AVU Netz GmbH widersprechen, dies gilt auch für den Fall der Email-Werbung an Vertragskunden auf Basis § 7 Abs. 3 UWG;
	(10) Der Kunde hat das Recht, sich bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu wenden, wenn er die Verarbeitung seiner Daten durch die AVU Netz GmbH für unrechtmäßig hält oder die  Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten gegen datenschut...

	§ 17 Anpassung des Vertrags
	Die Regelungen dieses Vertrags beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. MsbG, EnWG, MessEG, auf deren Grundlage ergangenen Verordnungen, höchstrichterlichen Rechtsprechung, Entscheidungen ...

	§ 18 Streitbeilegungsverfahren
	(1) Der Messstellenbetreiber ist verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die die Messung der Energie betreffen, ...
	(2) Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle Energie e. V. (Schlichtungsstelle) nach § 111b EnWG zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn der Messstellenbetreiber der Beschwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist ...
	(3) Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: 030/2757240–0, Telefax: 030/2757240–69, E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de; Homepage: www.schlichtungsstelle...
	(4) Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhältlich über den Verbraucherservice der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität und Gas, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030/22480-500 oder 01805 101000, Telefax: 030/22480-323, E-M...
	(5) Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-Streitbeilegungs-Plattform (OS-Plattform) der Europäischen Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistungsver...

	§ 19 Übertragung des Vertrags
	Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung nach Satz 1 ist dem Anschlussnutzer rechtzeitig...

	§ 20 Schlussbestimmungen
	(1) Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.
	(2) Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt.
	(3) Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuchs, juristische Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist ausschließlich Gevelsberg. Das gleiche gilt, wenn der Anschlussnutzer keinen allgemeinen Gericht...
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